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2 .  Anordnung Nr. 2 vom 6. Januar 1958 zur Anpas
sung der Vorschriften über das Verfahren in Ehe
sachen an die Verordnung über Eheschließung und 
Eheauflösung (GBl. I S. 76);

3. Verordnung vom 9. November 1951 betreffend die 
Übertragung der Kindschaftsprozesse in die Zu
ständigkeit der Amtsgerichte (GBl. S. 1038);

4 .  der erste und zweite Abschnitt des 6. Buches sowie 
die §§ 739 bis 746, 860 bis 862 der Zivilprozeß
ordnung vom 30. Januar 1877;

5. § 2 Ziffern 1 und 3 der Verordnung vom 15. Okto
ber 1952 über die Übertragung der Angelegen
heiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit (GBl.
S. 1057);

(3) In Familiensachen sind nicht mehr anzuwenden:

1. §§ 323, 328, 708 Ziff. 6, 709 Ziff. 4 der Zivilprozeß
ordnung;

2. §§ 6 und 43 der Verordnung vom 4. Oktober 1952 
zur Angleichung von Verfahrensvorschriften auf 
dem Gebiet des Zivilrechts an das Gerichtsver
fassungsgesetz (Angleichungsverordnung) (GBl.
S. 988);

3. §§ 2, 5, 6, 7 der Anordnung vom 1. November 1953 
über die Gerichtskosten im Beschlußverfahren 
(ZB1. S. 533) in der Fassung der Änderungsanord
nung vom 3. Mai 1957 (GBl. I S. 294), soweit in die
sen Bestimmungen auf das Hausratsverfahren ver
wiesen wird.

(4) In Unterhaltssachen ist § 710 der Zivilprozeßord
nung nicht mehr anzuwenden.

(5) § 6 Satz 1 der Verordnung vom 9. Juni 1955 über 
die Pfändung von Arbeitseinkommen (GBl. I S. 429) 
erhält folgende Fassung:

„Von den monatlichen Arbeitseinkünften des 
Schuldners ist der durch gerichtliche Entscheidung 
oder in einem bestätigten Vergleich sowie in einer 
nach § 55 Familiengesetzbuch beurkundeten Ver
pflichtung festgesetzte laufende monatliche Unter
haltsbetrag in voller Höhe pfändbar.“

(6) Soweit in anderen gesetzlichen Bestimmungen 
auf durch diese Verordnung aufgehobene oder geän
derte Bestimmungen verwiesen wird, gelten die ent
sprechenden Bestimmungen dieser Verordnung.

§49

Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bei den 
Gerichten anhängigen Verfahren in Familiensachen 
finden die Bestimmungen dieser Verordnung Anwen
dung.

§50

Soweit in zwischenstaatlichen Vereinbarungen, die 
die Deutsche Demokratische Republik abgeschlossen 
hat oder denen sie beigetreten ist, eine andere Rege
lung vereinbart ist, finden die Bestimmungen dieser 
Verordnung keine Anwendung.

§51

Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister der 
Justiz.

Berlin, den 17. Februar 1966

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

S t о p h 
Vorsitzender

Der Minister der Justiz 
Dr. B e n j a m i n

Erste Durchführungsbestimmung 
zum Familiengesetzbuch 

der Deutschen Demokratischen Republik.

Vom 17. Februar 1966

Auf der Grundlage des § 28 des Einführungsgesetzes 
vom 20. Dezember 1965 zum Familiengesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 1966 S. 19) 
wird zur Durchführung von § 4 Abs. 2 des Familien
gesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 20. Dezember 1965 (GBl. I 1966 S. 1) — Ehe- und 
Familienberatungsstellen — folgendes bestimmt:

I

§ 1

Aufgaben der Beratungsstellen

(1) Ehe- und Familienberatungsstellen haben die 
Aufgabe, ratsuchenden Bürgern in den Fragen, die die 
Ehe, die Familie und die Beziehungen der Geschlechter 
betreffen, Rat und Hilfe zu geben.

(2) Ihre Tätigkeit soll vor allem darauf gerichtet sein, 
durch rechtzeitige Beratung den Bürgern bei der Ge
staltung ihres Lebens und bei der Erziehung ihrer Kin
der auf der Grundlage der Normen des sozialistischen 
Rechts, insbesondere des Familienrechts, und der 
sozialistischen Moral zu helfen und sie vor ernsten 
Konflikten und Schäden zu bewahren.

§ 2

Allgemeine Grundsätze 
für die Bildung der Beratungsstellen

(1) Entsprechend den Bedürfnissen der Bevölkerung 
sollen Ehe- und Familienberatungsstellen in den Krei
sen durch den Rat des Kreises oder unter seiner Ver
antwortung durch den Rat der Kreisstadt gebildet 
werden.

(2) Soweit das Bedürfnis dafür vorliegt und geeignete 
Kräfte gewonnen werden, können auch mehrere Bera
tungsstellen bzw. Zweigstellen einer Beratungsstelle 
in anderen Orten des Kreises eingerichtet werden.

(3) Die Räte der Kreise erfüllen ihre Aufgaben bei 
der Bildung und Tätigkeit der Ehe- und Familien
beratungsstellen in engem Zusammenwirken mit den 
gesellschaftlichen Organisationen.


